Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/886 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. August 1966 

II/l — 52322 — 5266/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern der Finanzen 
und für Wirtschaft gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 294. Sitzung am 13. Mai 1966 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes die aus der Anlage 2 
ersichtliche Stellungnahme beschlossen. Die Gegenäußerung 
der Bundesregierung ergibt sich aus der Anlage 3. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Drucksadle V/886 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

§ 8 Abs. 2 des Mineralölsteuergesetzes 1964 in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Dezem- 
ber 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 1004), zuletzt geän- 
dert durch das Steueränderungsgesetz 1965 vom 
14. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 377), erhält die 
folgende Fassung: 

„(2) Schweröle, Reinigungsextrakte und Flüs- 
siggase dürfen unter Steueraufsicht steuerbegün- 
stigt zum Antrieb von Gasturbinen in ortsfesten 
Anlagen zur Stromerzeugung und zum unmittel- 
baren Verheizen, Flüssiggase auch zur Gewin- 
nung von Licht verwendet werden, und zwar Flüs- 
siggase unversteuert, Schweröle und Reinigungs- 
extrakte bis zum 30. April 1971 


a) Gasöle zum Steuersatz von 1, — DM 

b) andere Schweröle und Rei- 

nigungsextrakte zum Steuer- 
satz von 2,50 DM 

für 100 kg, ab 1. Mai 1971 unversteuert.'' 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl, I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


Die Lage auf dem Energiemarkt erfordert eine wei- 
tere Anpassung des Steinkohlenbergbaus an die 
veränderten Verhältnisse. Es ist deshalb notwendig, 
die Heizöle noch über den 30. April 1969 hinaus zu 
besteuern, und zwar in der vollen Höhe der jetzt 
geltenden Steuersätze, also ohne die Senkung auf 
die Hälfte zum 1. Mai 1967, wie sie das geltende 
Mineralölsteuergesetz vorsieht. Das dadurch er- 
zielte Mehraufkommen an Heizölsteuer soll, soweit 


erforderlich, für die Finanzierung energiewirtschaft- 
licher Maßnahmen zur Verfügung stehen, die zur 
Anpassung des Steinkohlenbergbaus an die ver- 
änderte Lage auf dem Energiemarkt, insbesondere 
zur Vermeidung sozialer Härten ergriffen werden. 

Bund, Länder und Gemeinden werden mit Kosten 
nicht belastet. 
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Drucksache V/886 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Dem Artikel 1 ist nadi dem Wort „unversteuert." 
nachstehender Satz anzufügen: 

„Das Aufkommen aus der Besteuerung der Gasöle, 
Schweröle und Reinigungsextrakte ist für die 
Finanzierung energiewirtschaftlicher Maßnahmen 
zur Anpassung des Steinkohlenbergbaus an die ver- 
änderte Lage auf dem Energiemarkt, insbesondere 
für Maßnahmen der Absatzförderung und der Ratio- 
nalisierung zugunsten des Steinkohlenbergbaus, zu 
verwenden." 


Begründung 

Es ist sicherzustellen, daß das Steueraufkommen 
nicht für allgemeine Haushaltszwecke verwendet 
wird. Die vorgeschlagene Ergänzung sieht daher 
eine Zweckbindung des Steueraufkommens vor. 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Um dem Anliegen des Bundesrates entgegenzukom- 
men, schlägt die Bundesregierung vor, die folgen- 
den Bestimmungen in den Entwurf aufzunehmen: 

1. Hinter Artikel 1 : 

„Artikel 1 a 

Das Aufkommen aus der Besteuerung der 
Schweröle und Reinigungsextrakte nach § 8 
Abs. 2 des Mineralölsteuergesetzes in der Fas- 
sung des Artikels 1 dient nach näherer Bestim- 
mung des Bundeshaushaltsplans zur Finanzie- 
rung energiewirtschaftlicher Maßnahmen zur An- 
passung des Steinkohlenbergbaus an die ver- 
änderte Lage auf dem Energiemarkt, insbeson- 
dere von Maßnahmen zur Vermeidung sozialer 
Härten, zur Absatzförderung und zur Rationali- 
sierung im Steinkohlenbergbau/' 

2. Artikel 3, neuer zweiter Satz: 

„Zugleich tritt Artikel 4 des Gesetzes zur Än- 
derung des Mineralölsteuergesetzes vom 26. 
April 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 241) außer 
Kraft." 


Begründung 

Zu 1 

a) Die Einnahmen aus der Heizölbesteuerung und 
die Aufwendungen für energiepolitische Maßnah- 
men werden einander nicht in jedem einzelnen 
Haushaltsjahr entsprechen. Das ergibt sich bereits 
daraus, daß das Gesetz zur Sicherung des Steinkoh- 


leneinsatzes in der Elektrizitätswirtschaft bis zum 
Jahre 1981 die Bereitstellung von Mitteln erfordert, 
die Besteuerung der Heizöle nach dem vorliegenden 
Gesetzentwurf aber 1971 ausläuft. Abgesehen davon 
können die Aufwendungen für energiepolitische 
Maßnahmen, die aus der Heizölsteuer zu finanzieren 
sind, die Einnahmen in einem Jahr übersteigen, in 
einem anderen Jahr dahinter Zurückbleiben. Das 
Defizit im ersteren Falle muß aus den allgemeinen 
Haushaltsmitteln gedeckt werden. Die starre Zweck- 
bindung nach dem Vorschlag des Bundesrates würde 
es aber nicht zulassen, zum Ausgleich dafür die 
Mehreinnahmen im letzteren Falle den allgemeinen 
Deckungsmitteln zuzuführen; sie würden vielmehr 
entsprechend der Zweckbindung für die Förderung 
weiterer energiewirtschaftlicher Maßnahmen ausge- 
geben werden müssen. 

Die gegenwärtige und auch für die kommenden 
Jahre zu erwartende schwierige Haushaltstage läßt 
eine so starre Regelung nicht zu. Die vorgeschlagene 
elastischere Fassung gestattet den Ausgleich zwi- 
schen den einzelnen Haushaltsjahren; sie ist des- 
halb vorzuziehen. 

b) Nach Ansicht der Bundesregierung verdienen 
nicht nur die vom Bundesrat vorgeschlagenen Maß- 
nahmen zur Absatzförderung und zur Rationalisie- 
rung im Steinkohlenbergbau, sondern auch — wie 
bisher — die Maßnahmen zur Vermeidung sozialer 
Härten besondere Berücksichtigung. 


Zu 2 

Artikel 4 des Gesetzes vom 26. April 1960 wird mit 
der Neufassung der Zweckbestimmung durch Ar- 
tikel 1 a entbehrlich. 
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